
Staatbürger:innen
Russlands gegen 
den Krieg
Möglichkeiten zivilgesellschaft-
lichen Engagements in Russland

Dr. Anke Giesen
MEMORIAL Deutschland

anke.giesen@memorial.de



Situation kritischer Zivilgesellschaft           
in Russland               

 Massiv einschränkende Gesetzgebung

 Agentengesetz

 Eng ausgelegt Gesetzgebung zum Versammlungsgesetz

 Verbot der Verbreitung von Falschinformationen über die 
Spezialoperation

 Extremismusgesetz

 Finanzierungsprobleme

 Informationsblockaden durch Sperrung von Websites

 Schwierigkeiten eigene Anliegen zu verbreiten

 Gesellschaftliche Stigmatisierung



Was wird trotzdem noch gemacht?

 Eigeninformation über VPN-Technik

 Anbringen von selbstgedruckten Plakaten und Graffitis im 
öffentlichen Raum

 Informationsweitergabe über verschlüsselte Messenger 

 Einrichtung informeller Medienkanäle bei Telegram zur 
Aufklärung über den Krieg

 Organisation von Briefaktionen für politisch 
Gefangene

 Einzelmahnwachen



Was wird trotzdem noch gemacht?

 Organisation von Netzwerken zur Unterstützung der Ausreise aus 
Russland von politisch Verfolgten, Kriegsdienstverweigerern, 
Einberufenen, verschleppten Ukrainer:innen und Deserteuren

 Croudfunding (zum Teil mit Hilfe von Codewörtern)

 Monitoring von Kriegstoten, die zurück nach Russland gebracht 
werden

 Versuch, der Hinzuziehung internationaler Organisationen (
Indigene Russlands)

 Sabotageakte z.B. an Bahnstrecken, über die die Waffentransporte 
laufen



Wie reagieren die Behörden?

Typische Abfolge von Einschüchterungsversuchen:

 Vorladung in Ausbildungsstätte oder beim Arbeitgeber 

 Vorladung bei der Polizei

 Ordnungsstrafe

 Vorladung von Verwandten

 Konfiszierung von Telefon und Computer

 Bewachung durch Polizei

 Verhaftung

 Verurteilung

 Inhaftierung bzw. Auslieferungsgesuch






